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Vorwort zur 9. Auflage

Das kirchliche Arbeitsrecht gilt nicht nur für die Arbeitnehmer in der Kirchenverwaltung,
sondern vor allem auch in den Einrichtungen der Caritas und der Diakonie. Nach dem
Selbstverständnis der Kirche bezieht sich ihr Sendungsauftrag neben der Wortverkündi-
gung und der Sakramentenspendung auf den Dienst am Mitmenschen. Damit wird ihr
sozial-karitativer Bereich erfasst, der privatrechtlich organisiert ist. Die Kirchen haben in
diesem Bereich rechtstatsächlich eine herausragende Stellung; denn eine Vielzahl aller ab-
hängig Beschäftigten der freien Wohlfahrtspflege ist in Einrichtungen der Caritas oder der
Diakonie tätig.

Stellt man auf die Zahl der Arbeitnehmer ab, die im kirchlichen Dienst stehen, so er-
scheinen die Kirchen nach dem Staat als zweitgrößter Arbeitgeber. Doch das Bild des ein-
heitlichen Arbeitgebers Kirche trügt. Schon nach ihrem Selbstverständnis kann die Kirche
nicht als Arbeitgeber definiert werden. Sie ist es auch nicht aus der Sicht der staatlichen
Rechtsordnung, sondern es geht ausschließlich darum, dass Gliederungen der verfassten
Kirche, die man häufig abwertend als Amtskirche bezeichnet, oder Einrichtungen, die
nach dem Staatskirchenrecht des Grundgesetzes der Kirche zugeordnet werden, die Funk-
tion als Arbeitgeber ausüben, weil sie mit ihren Mitarbeitern Arbeitsverträge abschließen.
Bei genauer Betrachtung des sozialen Sachverhalts ist gerade der kirchliche Bereich durch
eine Vielzahl sehr kleiner Arbeitgeber gekennzeichnet; es ist die Vielzahl von Vereinen
und Einrichtungen, die nach ihrem Zweck einen der Kirche gestellten Auftrag erfüllen.

Nach dem Staatskirchenrecht des Grundgesetzes ermöglicht die Verfassungsgarantie des
Selbstbestimmungsrechts den Kirchen, den Dienst in den ihnen zugeordneten Einrichtun-
gen nach ihrem bekenntnismäßigen Verständnis zu regeln. Dabei handelt es sich nicht, wie
vor allem in letzter Zeit vielfach missverstanden wird, um eine Privilegierung, sondern es
geht um die Offenhaltung eines eigenen Weges in der nach dem Grundgesetz freiheits-
rechtlich ausgerichteten Arbeitsverfassung.

Das kirchliche Arbeitsrecht bildet deshalb auch ein Teilgebiet des Kirchenrechts, das bei
der Gewährung von Rechtsschutz von den staatlichen Gerichten anzuwenden ist. Die im
Selbstbestimmungsrecht der Kirchen enthaltene Ordnungsbefugnis gilt nach der Erkennt-
nis des Bundesverfassungsgerichts nicht nur für die kirchliche Ämterorganisation, sondern
allgemein für die Ordnung des kirchlichen Dienstes.

Seit der letzten Auflage 2020 haben sich Grundlinien des kirchlichen Arbeitsrechts
geändert. Der Europäische Gerichtshof hat durch seine Rechtsprechung zum Diskriminie-
rungsschutz den Blickwinkel verändert. Als Fälle sexuellen Missbrauchs zunächst im Be-
reich der katholischen Kirche, dann aber auch in der evangelischen Kirche bekannt wur-
den, hat eine zögerliche Aufklärung dem Ansehen der Kirchen geschadet. Die Fälle der
Kirchenaustritte stiegen und haben damit eine Diskussionslage ausgelöst, die an die
Grundfesten der Kirchen in der gesellschaftlichen Ordnung rührt. Die Neuauflage soll
verhindern, dass zerbricht, was erhaltenswert ist.

Als Mitverfasserin habe ich Karin Spelge, die Vorsitzende des Sechsten Senats des Bun-
desarbeitsgerichts, gewonnen. Wir haben uns die Arbeit geteilt. Dafür bin ich ihr sehr zu
Dank verbunden.

München, im September 2024 Reinhard Richardi

V
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1. Abgrenzung nach konzernrechtlichen Gesichtspunkten? .......... ......... 31
2. Wahrnehmung einer kirchlichen Grundfunktion ................... ......... 32
3. Notwendigkeit einer Verbindung mit den Amtsträgern der Kirche ...... 34
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c) Übersicht über den Regelungsinhalt der Mitarbeitsrichtlinie .......... 57

2. Grundsatzregelungen für das kollektive Arbeitsrecht ............ ............ 57

Zweites Kapitel
Kirchenautonomie und Individualarbeitsrecht

§ 5 Staatliches Arbeitsvertragsrecht und Besonderheit des kirchlichen Dienstes ....... 59
I. Sonderstellung auf Grund der Verfassungsgarantie des kirchlichen
Selbstbestimmungsrechts ...... .......... ... ................. ......................... 59
1. Teilnahme an der Privatautonomie ............. ................................ 59
2. Schrankenvorbehalt als Grundlage und Grenze der Bindung an
Arbeitsgesetze ............... .... ... ... ... ........................... ............... 59

II. Geltung des Arbeitsrechts bei Arbeit im Rahmen einer religiös
bestimmten Lebensordnung .................................. ...................... 60
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2. Eingeschränkte staatliche gerichtliche Kontrolle der Anforderungen für
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III. Überformung der Anforderungen an kirchliche Arbeitsverhältnisse durch
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2. Bindung an die öffentlich-rechtlichen
Arbeitnehmerschutzbestimmungen .......................... ................... 128
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